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Das Verbot der Beteiligung reiner Finanzinvestoren an einer Rechtsanwaltsgesellschaft ist zulässig (vgl. EuGH, PM Nr. 202/24

vom 19.12.2024 – C-295/23, Tenor sogleich folgend hier auf S. 1 abgedruckt). Ein solches Verbot sei gerechtfertigt, um die

anwaltliche Unabhängigkeit zu gewährleisten. Ein Mitgliedstaat dürfe die Beteiligung reiner Finanzinvestoren am Kapital einer

Rechtsanwaltsgesellschaft verbieten. Eine solche Beschränkung der Niederlassungsfreiheit und des freien Kapitalverkehrs sei

durch das Ziel gerechtfertigt, zu gewährleisten, dass Rechtsanwälte ihren Beruf unabhängig und unter Beachtung ihrer Berufs-

und Standespflichten ausüben können. Die deutsche Rechtsanwaltsgesellschaft Halmer Rechtsanwaltsgesellschaft klagte beim

BayAGH gegen einen Bescheid der RAK München vom 9.11.2021, mit dem ihre Zulassung zur Rechtsanwaltschaft widerrufen

wurde, nachdem eine österreichische Gesellschaft mit beschränkter Haftung Geschäftsanteile an ihr (nämlich 51 von 100) zu

rein finanziellen Zwecken erworben hatte. Nach der zeitlich relevanten deutschen Regelung konnten nur Rechtsanwälte und

Angehörige bestimmter freier Berufe Gesellschafter einer Rechtsanwaltsgesellschaft werden (mit einer Änderung der BRAO

zum 1.8.2022 wurde diese Möglichkeit auf Angehörige weiterer freier Berufe erweitert). Der BayAGH hatte den EuGH zur Ver-

einbarkeit dieser Regelung mit dem Unionsrecht befragt. Der EuGH antwortete, dass das Unionsrecht – genauer der freie Kapi-

talverkehr und die Dienstleistungs-RL (RL 2006/123/EG), die die Niederlassungsfreiheit konkretisiert – einer nationalen Rege-

lung nicht entgegenstehe, nach der es unzulässig ist, dass Geschäftsanteile an einer Rechtsanwaltsgesellschaft auf einen reinen

Finanzinvestor (der nicht die Absicht hat, in der Gesellschaft eine bestimmte berufliche Tätigkeit auszuüben) übertragen wer-

den, und die bei Zuwiderhandlung den Widerruf der Zulassung der Gesellschaft zur Rechtsanwaltschaft vorsieht. Diese Be-

schränkung der Niederlassungsfreiheit und des freien Kapitalverkehrs sei durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses

gerechtfertigt. Ein Mitgliedstaat könne nämlich legitimerweise davon ausgehen, dass ein Rechtsanwalt nicht in der Lage wäre,

seinen Beruf unabhängig und unter Beachtung seiner Berufs- und Standespflichten auszuüben, wenn er einer Gesellschaft an-

gehörte, zu deren Gesellschaftern Personen zählen, die ausschließlich als reine Finanzinvestoren handeln, ohne den Rechtsan-

waltsberuf oder einen anderen, vergleichbaren Regeln unterliegenden Beruf auszuüben. Eine solche Beschränkung gehe nicht

über das hinaus, was zur Erreichung des verfolgten Ziels erforderlich ist.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Verbot der Beteiligung reiner Finanz-

investoren an einer Rechtsanwaltsgesell-

schaft ist zulässig

Art. 15 Abs. 2 Buchst. c und Abs. 3 der Richtlinie

2006/123/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienst-

leistungen imBinnenmarkt undArt. 63AEUV sind

dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Rege-

lung nicht entgegenstehen, nach der es unzuläs-

sig ist, dass Geschäftsanteile an einer Rechtsan-

waltsgesellschaft auf einen reinen Finanzinvestor

übertragen werden, der nicht die Absicht hat, in

der Gesellschaft eine in dieser Regelung bezeich-

nete berufliche Tätigkeit auszuüben, und die bei

Zuwiderhandlung den Widerruf der Zulassung

der betreffenden Rechtsanwaltsgesellschaft zur

Rechtsanwaltschaft vorsieht.

EuGH, Urteil vom 19.12.2024 – C-295/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1-1

unterwww.betriebs-berater.de

 Vgl. hierzu auch den Blickpunkt auf dieser

Seite.

EuGH:FordItalia –ProdukthaftungdesLiefe-

ranteneines fehlerhaftenProduktsals„Per-

son,diesichalsHersteller [diesesProdukts]

ausgibt“ i. S. d.Art. 3Abs. 1RL85/374/EWG

Art 3 Abs. 1 der Richtlinie 85/374/EWG des Ra-

tes vom 25. Juli 1985 zur Angleichung der

Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-

gliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte

Produkte ist dahin auszulegen, dass der Liefe-

rant eines fehlerhaften Produkts als „Person,

die sich als Hersteller [dieses Produkts] aus-

gibt“, im Sinne dieser Bestimmung anzusehen

ist, wenn dieser Lieferant zwar nicht physisch

seinen Namen, sein Warenzeichen oder ein an-

deres Erkennungszeichen auf dem Produkt an-

gebracht hat, wenn aber das Warenzeichen,

das der Hersteller auf dem Produkt angebracht

hat, zum einen mit dem Namen oder einem

Erkennungszeichen des genannten Lieferanten

und zum anderen mit dem Namen des Her-

stellers übereinstimmt.

EuGH, Urteil vom 19.12.2024 – C-157/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Erfüllungsort i. S. d. Art. 7 Nr. 1

Buchst. b VO (EU) Nr. 1215/2012 bei

Software-Vertrag

Art. 7 Nr. 1 Buchst. b zweiter Gedankenstrich der

Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europä-

ischen Parlaments und des Rates vom 12. De-

zember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit

und die Anerkennung und Vollstreckung von

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ist

dahin auszulegen, dass „Erfüllungsort“ eines Ver-

trags über die Entwicklung und den anschlie-

ßenden Betrieb einer Software, die auf die Be-

dürfnisse eines Bestellers ausgerichtet ist, der in

einem anderen Mitgliedstaat ansässig ist als das

für die Schöpfung, Erstellung und Programmie-

rung dieser Software verantwortliche Unterneh-

men, der Ort ist, an dem die Software den Be-

steller erreicht, also abgerufen und eingesetzt

wird.

EuGH, Urteil vom 28.11.2024 – C-526/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Sonntagsverkauf im Gartencenter

a) Über die Zulässigkeit der Öffnung einer Ver-

kaufsstelle an Sonn- und Feiertagen nach § 5

Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 LÖG NW entscheidet das dort

angebotene Kernsortiment, nicht aber das er-

gänzend dazu angebotene Randsortiment.

b) Die Zugehörigkeit von Waren zum Randsorti-

ment im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 LÖGNW

richtet sichnachderenhauptsächlicher Zweckbe-

stimmung und nicht danach, inwelcherWeise sie

darüber hinaus noch genutzt werden können.

Warendesnach§ 5Abs. 1Nr. 1 Satz1 LÖGNWzu-

lässigen Randsortiments müssen weder zum so-

fortigen Ge- und Verbrauch bestimmt sein, noch

müssen sie gleichzeitig oder kombiniert mit Wa-

ren des Kernsortiments erworbenwerden.

BGH, Urteil vom 5.12.2024 – I ZR 38/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Bindung an Stimmabgabe vor

Abschluss des Abstimmungsverfahrens

in Personengesellschaft

Die Bindung an eine Stimmabgabe vor Ab-

schluss des Abstimmungsverfahrens in einer

Personengesellschaft richtet sich zunächst nach

den im Gesellschaftsvertrag oder für den kon-

kreten Abstimmungsvorgang getroffenen Ver-
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